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Vormundschaftliche und sozialhilferechtliche Zuständigkeit für platziertes Kind
Sachverhalt

Die minderjährige X. steht unter Erziehungsbeistandschaft nach Art. 308 ZGB und wird schwanger. Ihr allgemeines Verhalten bedingt eine institutionelle Unterbringung. Sie wird aus diesem Grund von der Vormundschaftsbehörde Ch aus dem Kanton N in eine Mutter-Kind-Institution in der Gemeinde F im Kanton F platziert. Dort gebärt sie ihren Sohn P. Die Vormundschaftsbehörde der Geburtsgemeinde F erhält die Geburtsmeldung und errichtet in Anbetracht der Tatsache, dass die Mutter von P minderjährig ist und daher keine elterliche Sorge ausüben kann, gestützt auf Art. 298 Abs. 2 und 368 ZGB eine Vormundschaft und betraut die Amtsvormundin von F mit dem Mandat. Für Aufgabe der Vormundin gehören wegen des fehlenden väterlichen Kindesverhältnisses auch die Aufgaben der Paternitätsbeamtin (Art. 309 ZGB) und die Regelung der Unterhaltspflicht des Vaters (üblicherweise gemäss Art. 308 Abs. 2 ZGB, wenn keine Vormundschaft besteht). In der Folge überwies der Kanton N die Rechungen für die Platzierung von P an den Kanton F, weil mit der Vormundschaft der Wohnsitz nach F verlegt worden sei.
Die Vormundin des Kindes stellt folgende Fragen:

a) Musste die Vormundschaftsbehörde am Geburtsort des Kindes nicht bloss die Vaterschaftsabklärung und den Unterhalt regeln, wie wenn die Mutter mündig wäre?

b) Müssten die eigentlichen Kindesschutzmassnahmen nicht von der Vormundschaftsbehörde in Ch getroffen werden, welche auch die Erziehungsbeistandschaft über die Mutter führt und welche das gemeinsame Sozialhilfekonto von Kind und Mutter verwaltet?

c) Können die Sozialhilfegesuche von Mutter und Kind getrennt werden?

d) Ist die Sozialhilfe für Kind und Mutter unterschiedlich zu behandeln, je nach dem ob die Mutter minderjährig oder volljährig ist?

e) Die Unterhaltspflicht gegenüber der minderjährigen Mutter und deren neu geborenem Kind liegt bei den Eltern beziehungsweise Grosseltern, und subsidiär bei der Sozialhilfebehörde am Wohnsitz der Kindsmutter, also im Kanton N? 
Erwägungen

1. Die minderjährige Mutter X. steht selbst unter elterlicher Sorge ihrer Eltern (Art. 296 ZGB) und teilt deren Wohnsitz in Ch im Kanton N. Daran ändert ihr Aufenthalt in der Institution im Kanton F nichts, weil ihr Wohnsitz - solange sie unter elterlicher Sorge von Mutter und Vater steht und diese einen gemeinsamen Wohnsitz aufweisen – sich nach jenem der Eltern richtet. Heute wie früher hatte die minderjährige Mutter also nie Wohnsitz im Kanton F. Richtigerweise wird denn auch die Erziehungsbeistandschaft über die minderjährige Mutter an deren Wohnsitz Ch im Kanton N geführt.


2. Der sozialhilferechtliche Wohnsitz von Minderjährigen richtet sich im interkantonalen Verhältnis nach Art. 7 ZUG. Das Kind teilt unabhängig von seinem Aufenthaltsort den Unterstützungswohnsitz seiner Eltern, solange diese die elterliche Sorge ausüben und zusammen mit dem Kind wohnen. Die Minderjährige hat einen eigenen Unterstützungswohnsitz am letzten gemeinsamen Wohnsitz, wenn sie dauernd nicht bei den Eltern lebt (Art. 7 Abs. 3 lit. c ZUG). Ob es sich bei der Platzierung in das Mutter und Kind Heim um eine dauernde Platzierung handelt und dadurch ein eigener Unterstützungswohnsitz entstanden ist, scheint fraglich, ist aber vorliegend nicht von Bedeutung, da sich bei beiden Varianten der Unterstützungswohnsitz der minderjährigen Mutter  an deren zivilrechtlichem Wohnsitz in Ch im Kanton N befindet.


3. Der Wohnsitz des neugeborenen Kindes lässt sich nicht vom Wohnsitz seiner Mutter ableiten, weil Art. 25 ZGB diese Verknüpfung nur dann vorsieht, wenn das Kind unter elterlicher Sorge steht und seine Eltern einen gemeinsamen Wohnsitz haben oder es sich zumindest unter der Obhut des einen befindet. „In den übrigen Fällen“ gilt sein Aufenthaltsort als Wohnsitz. Im vorliegenden Fall hat sich das neugeborene Kind zwar nur vorübergehend im Kanton F aufgehalten, die Unterbringung seiner Mutter und seiner selbst in der Institution für Mutter und Kind im Kanton F war nicht als Dauerlösung gedacht. Das Neugeborene hatte vorher aber weder einen Wohnsitz noch einen andern Aufenthalt, weshalb sich keine perpetuierte Wohnsitzbegründung konstruieren lässt und nach dem Wortlaut des Art. 25 ZGB sein Wohnsitz zur Zeit der Geburt in F anzunehmen war (so auch Cyril Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, N 17.23, sowie Basler Kommentar ZGB-Staehelin, N 9 d zu Art. 25; Hausheer/Reusser/Geiser, Berner Kommentar, N 34/19, 34/22 und 34/23 zu u Art. 162). So besehen hat die Vormundschaftsbehörde von F sich zu recht als örtliche zuständige Behörde verstehen können und über das Kind, das bei seiner in F erfolgten Geburt nicht unter elterlicher Sorge stand, eine Vormundschaft errichtet, womit das Kind auch formell in F einen zivilrechtlichen Wohnsitz erhielt (der zivilrechtliche Wohnsitz des bevormundeten Kindes befindet sich am Sitz der Vormundschaftsbehörde, Art. 25 Abs. 2 ZGB).



4. Indes führt diese am strengen Wortlaut fixierte Auslegung zu einem unbefriedigenden Ergebnis, weil damit das neu geborene Kind und seine Mutter zwei getrennte Wohnsitze haben, von zwei unterschiedlichen Vormundschaftsbehörden betreut werden und ein kindeswohlorientierter Beziehungsaufbau zwischen der natürlich pflegeberechtigten Mutter und dem Kind mit der nötigen Stabilität und Kohärenz in Frage gestellt ist. Es entspricht einem naturgegebenen Bedürfnis, dass Mutter und Kind dieselbe örtliche Verwurzelung und damit räumlich identische Sozialisationsbedingungen erhalten. Aus diesem Grund sind die Wohnsitzbestimmungen des Personenrechts auch immer einer funktionalen Auslegung zugänglich (Hausheer/Reusser/Geiser, Berner Kommentar, N 34/5a zu Art. 162 ZGB). Die vom Wohnsitz abgeleitete örtliche Zuständigkeit für Kindesschutzmassnahmen (a.a.O.) ist auf die Perspektive auszurichten, dass die minderjährige Mutter mit ihrem Kind zusammenleben kann, seine Pflege übernehmen oder jedenfalls organisieren kann. Zu beachten bleibt, dass die Mutter mit Erreichen der Volljährigkeit Gesetzes wegen die elterliche Sorge erhält, womit die Vormundschaft über das Kind und damit der allenfalls am ursprünglichen Aufenthaltsort des Kindes begründete Wohnsitz des Kindes dahin fällt und sich neu nach dem Wohnsitz der Mutter richtet (Art. 25 Abs. 1 ZGB). Aus diesem Grund ist zur Bestimmung des Wohnsitzes bei einem vorübergehenden Aufenthalt eines Neugeborenen einer minderjährigen Mutter vom Wohnsitz der Mutter und nicht vom vorübergehenden Aufenthaltsort des Kindes auszugehen. Zum selben Ergebnis führt die Überlegung, dass die minderjährige Mutter gemäss Art. 309 ZGB vor der Geburt ihres Kindes die Vormundschaftsbehörde darum ersuchen kann, dem Kind einen Beistand (hier Vormund) zu ernennen, womit nur die Vormundschaftsbehörde am Wohnsitz der minderjährigen Mutter gemeint sein kann (abgesehen von der Notzuständigkeit der Aufenthaltsbehörde gemäss Art. 315 Abs. 2 ZGB; BGE 129 I 419). So besehen hätte die Vormundschaft über das Kind nicht in F, sondern in Ch errichtet werden müssen.


5. Die Aufgabe der Vormundin kann sich nicht lediglich auf die Regelung von Vaterschaft und Unterhalt beschränken. Zwar gehören beide Aufgaben zu ihrem Tätigkeitsfeld (Mustersammlung VBK, 4. Auflage, 111.4 lit. b S. 60). Darüber hinaus obliegt ihr aber die Wahrung der Gesamtheit der Interessen des bevormundeten Kindes, dessen Vertretung und Personensorge (Basler Kommentar ZGB I-Affolter N 1 zu Art. 405). 

Die Anfrage erweckt den Eindruck, als sei die Vormundschaftsbehörde in F davon ausgegangen, die Regelung von Vaterschaft und Unterhalt obliegt der zuständigen Behörde am Geburtsort des Kindes. Dem ist nicht so: Die primäre örtliche Zuständigkeit für Kindesschutzmassnahmen liegt immer bei der Wohnsitzbehörde (Art. 315 Abs. 2 ZGB; BGE 129 I 419). Nach Art. 50 Abs. 2 lit. aZStV vom 28.4.2004 ergeht die Meldung des Zivilstandsamtes über die Geburt eines Kindes an die Vormundschaftsbehörde des Wohnsitzes der Mutter zur Zeit der Geburt, wogegen ein allfällig abweichender Wohnsitz des Kindes keine Bedeutung hat (gemäss Art. 50 Abs. 2 lit. b werden nur spezifische, hier nicht zur Diskussion stehende Lebensvorgänge der Vormundschaftsbehörde am allenfalls abweichenden Wohnsitz des Kindes gemeldet).  Demnach hätte die Vormundschaftsbehörde von F gar keine Meldung erhalten sollen und hätte damit auch keinen Anlass gehabt, eine Vormundschaft zu errichten, wogegen die Vormundschaftsbehörde in Ch hätte reagieren müssen. Zudem hätte sich auch die Vormundin des Kindes mangels örtlicher Zuständigkeit gegen die errichtete Massnahme zur Wehr setzen können.


6. Der Unterstützungswohnsitz des bevormundeten Kindes richtet sich im interkantonalen Verhältnis nach Art. 7 Abs. 3 lit. a ZUG, d.h. nach dem Sitz der Vormundschaftsbehörde. Er ist damit immer identisch mit dem zivilrechtlichen Wohnsitz, und zwar auch dann, wenn dieser wechselt, unabhängig davon, ob es sich dauernd nicht bei den Eltern aufhält. Diesbezüglich unterschiedet sich die Regelung des Unterstützungswohnsitzes bevormundeter Kinder von jener von Kindern unter (umfassender oder eingeschränkter) elterlicher Sorge (Art. 7 Abs. 3 lit. c ZUG;  Werner Thomet, Kommentar zum ZUG, N 120 a zu Art. 7 ZUG S. 80). Solange das neugeborene Kind in F unter Vormundschaft steht, ist demnach F auch Unterstützungswohnsitz. Wird die Vormundschaft von Ch im Kanton N übernommen, geht auch der Unterstützungswohnsitz über. Daran ändert die Interkantonale Vereinbarung für soziale Einrichtungen vom 13.12.2002 (IVSE, in Kraft seit 1.1.2006), welche in Art. 2 Abs. 1 A auch Institutionen wie die hier zur Diskussionen stehende umfasst, nichts, weil sich die Fortsetzung der Vergütungspflicht des ursprünglichen Wohnsitzkantons bei Wohnsitzwechsel nur auf Erwachsene bezieht, nicht dagegen auf Minderjährige (Art. 5 IVSE).


7. Die sozialhilferechtliche Unterstützung ergeht an Privathaushalte, womit Eltern und deren Kinder nicht gesondert behandelt werden (SKOS-Richtlinien B 2.1 ff.). Das gilt aber nur, soweit Eltern und Kinder einen identischen Unterstützungswohnsitz haben. Andernfalls (wie im vorliegenden Fall, andere Fälle vgl. Thomet, N 123, 125 ff.) besteht ein selbstständiger  Unterstützungswohnsitz und ist für das Kind dementsprechend ein eigenes Konto zu führen.Das gilt selbst dann,  wenn sich die beiden Unterstützungswohnsitze örtlich am gleichen Ort befinden. Befindet sich das Kind aber trotz eigenem, aber örtlich gleichem Unterstützungswohnsitz in Hausgemeinschaft mit den Eltern, so ist rechnerisch die Situation wiederum als ein Unterstützungsfall zu behandeln (Art. 32 Abs. 3 ZUG; W. Thomet, Kommentar zum ZUG, N 294 zu Art. 32).


8. Dass eine Erziehungsbeiständin ein Sozialhilfekonto für eine minderjährige Mutter führt und auch gleich noch deren Kind mit einbezieht, erscheint höchst problematisch. Einerseits gehören finanzielle Verwaltungsaufgaben nie in den Zuständigkeitsbereich eines Erziehungsbeistandes (C. Hegnauer, Verwaltung der Einkünfte des Kindes durch Erziehungsbeistandschaft oder Kindesvermögensbeistandschaft, ZVW 1995 S. 47; Basler Kommentar ZGB I-Affolter N 12 zu Art. 451-453; Berner Kommentar Schnyder/Murer, N 22 zu Art. 392). Andererseits gehört die Führung des Sozialhilfekontos zum Aufgabenbereich der zuständigen sozialhilferechtlichen Verwaltungsstelle und nicht des Erziehungsbeistandes, entsprechend ergibt sich auch eine andere Rechnungsführung und –kontrolle (Hegnauer, a.a.O., E. 8 S. 50).


9. Demnach lassen sich die gestellten Fragen wie folgt beantworten:

a. Musste die Vormundschaftsbehörde am Geburtsort des Kindes nicht bloss die Vaterschaftsabklärung und den Unterhalt regeln, wie wenn die Mutter mündig wäre?
Die Vormundschaftsbehörde am Geburtsort hat nur eine Notzuständigkeit, d.h. muss gemäss Art. 315 Abs. 2 ZGB bei Gefahr im Verzug reagieren. Ein solcher Sachverhalt lag nicht vor, weshalb die Vormundschaft in Ch hätte errichtet werden müssen. So hätte auch die Geburtsmeldung nur an die Vormundschaftsbehörde des Wohnsitzes der Mutter in Ch erfolgen müssen (Art. 50 Abs. 2 lit. a ZStV). Wenn dagegen in F eine Vormundschaft errichtet wurde, kann sich die Aufgabe der Vormundin nicht auf eine blosse Paternitätsregelung beschränken, vielmehr obliegt der Vormundin nach Art. 368 ZGB von Gesetzes wegen der gesamte Aufgabenbereich gemäss Art. 367 und 405 ZGB, weil dem Kind einer unmündigen Mutter keine andere gesetzliche Vertretung zur Verfügung steht als die Vormundin.

b. Müssten die eigentlichen Kindesschutzmassnahmen nicht von der Vormundschaftsbehörde in Ch getroffen werden, welche auch die Erziehungsbeistandschaft über die Mutter führt und welche das gemeinsame Sozialhilfekonto von Kind und Mutter verwaltet?
Aus kindesrechtlicher Sicht erscheint dies die einzig richtige Lösung, und eine funktionale Auslegung des Wohnsitzbegriffs liesse eine solche Lösung auch zu. Die minderjährige Mutter hätte schon vor der Geburt des Kindes die Vormundschaftsbehörde ihres Wohnsitzes um Errichtung einer Kindesschutzmassnahme zugunsten des erwarteten Kindes ersuchen können (Art. 309 ZGB), womit die Kohärenz der örtlichen Zuständigkeit für Kindesschutzmassnahmen zugunsten der Mutter und deren Kindes gewährleistet gewesen wäre. 
Die Verwaltung eines Sozialhilfekontos durch einen Erziehungsbeistand ist weder aus Sicht des Kindesschutzrechts noch aus Sicht des Sozialhilferechts zulässig. Im einen Fall ist es kompetenzwidrig, im andern Fall liegt Interessenkollision vor, weshalb Sozialhilfekonti von den zuständigen verwaltungsinternen Sozialhilfestellen zu führen sind.

c. Können die Sozialhilfegesuche von Mutter und Kind getrennt werden?
Bei unterschiedlichem Unterstützungswohnsitz von Kind und Eltern ist dies unumgänglich respektive notwendig. Steht das Kind unter Vormundschaft, so ist sein Unterstützungswohnsitz mit seinem zivilrechtlichen Wohnsitz grundsätzlich identisch (Art. 7 Abs. 3 lit. a ZUG; Art. 25 Abs. 2 ZGB), welcher vom Wohnsitz der Eltern abweichen kann. Leben die Eltern und das Kind aber in Hausgemeinschaft, so sind sie bei gleichem örtlichen Unterstützungswohnsitz rechnerisch als ein Unterstützungsfall zu behandeln, auch wenn Eltern und Kind je einen selbständigen Unterstützungswohnsitz begründen (Art. 32 Abs. 3 ZUG).
 
d. Ist die Sozialhilfe für Kind und Mutter unterschiedlich zu behandeln, je nach dem ob die Mutter minderjährig oder volljährig ist?
Die Frage wird danach zu beurteilen sein, ob das Kind unter Vormundschaft steht oder nicht. Das bevormundete Kind einer minderjährigen Mutter wird wie das Kind von entmündigten Eltern oder von Eltern, denen die elterliche Sorge entzogen worden ist, zu behandeln sein. Sein Lebensunterhalt ist mittels eines von den Eltern getrennt geführten Sozialhilfekontos zu finanzieren, und die entsprechenden, von der Sozialhilfe gesprochenen Gelder werden vom Vormund verwaltet. Entsprechend obliegt es auch dem Vormund, die Interessen des Kindes gegenüber der Sozialhilfe geltend zu machen und gegebenenfalls rechtlich durchzusetzen (Art. 367, 405, 407 ZGB).

e. Die Unterhaltspflicht gegenüber der minderjährigen Mutter und deren neu geborenem Kind liegt bei den Eltern beziehungsweise Grosseltern, und subsidiär bei der Sozialhilfebehörde am Wohnsitz der Kindsmutter, also im Kanton N? 
Weil den Vormund selbst keine Unterhaltspflicht trifft, sondern er nur für den Unterhalt des Kindes verantwortlich ist (Art. 405 ZGB), muss er bei der Vormundschaftsbehörde ein Sozialhilfekonto beantragen, soweit die Kindseltern diesen Unterhalt nicht aus eigenen Mitteln gegenüber dem Vormund sicherstellen können. Mit Eröffnung des Sozialhilfekontos geht der Unterhaltsanspruch des Kindes auf das Gemeinwesen über (Art. 289 Abs. 2 ZGB). Das Gemeinwesen kann gegenüber den Eltern den Unterhaltsanspruch einfordern, soweit diese leistungsfähig sind (Art. 285 ZGB) und – wenn diese in günstigen Verhältnissen leben - gegenüber die Grosseltern des Kindes die familienrechtliche Unterstützungspflicht geltend machen (Art. 328 f. ZGB). Dagegen müssen die Eltern der Kindsmutter ihren Unterhaltsbeitrag an ihr Kind nicht nach den Bedürfnissen bemessen, welche ihre minderjährige Tochter aufgrund ihrer eigenen Unterstützungspflicht gegenüber dem neugeborenen Kind nun aufweist. Die Leistungen, welche die minderjährige Mutter als Unterhalt ihrem eigenen Kind gewähren muss, gehören nicht zu ihren eigenen Unterhaltsbedürfnissen im Sinne von Art. 285 ZGB (Basler Kommentar ZGB I-Breitschmid N 24 zu Art. 276). Damit obliegt den Grosseltern gegenüber dem Enkel auch dann, wenn die Kindsmutter noch minderjährig ist, nur die (weniger weit gehende) familienrechtliche Unterstützungspflicht im Sinne von Art. 328 f. ZGB. 

Solange die Kindesschutzmassnahme für die Mutter in Ch im Kanton N und die Vormundschaft über das Neugeborene in F im Kanton F geführt werden, bestehen unterschiedliche Unterstützungswohnsitze. Die Sozialhilfebehörde in Ch nimmt auf die Eltern der Kindsmutter (respektive Grosseltern des Neugeborenen) Rückgriff aufgrund von Art. 289 Abs. 2 ZGB und kann ihnen gegenüber den Unterhalt im Sinne von Art. 276 ZGB einfordern, wogegen die Sozialhilfebehörden von F für den Unterhaltsbedarf des Enkels die Grosseltern nur gestützt auf Art. 328 f. ZGB (familienrechtliche Unterstützungspflicht) belangen können.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 6. Februar 2007
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